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zu mehr Kindern?
Kinder einer Politikreform: Führen mehr Krippenplätze

Stefan Bauernschuster*, Anita Fichtl, Timo Hener und Helmut Rainer

Kann der Staat mit familienpolitischen Maßnahmen die Geburtenrate beeinflussen? Eine neue For-

schungsarbeit1 des ifo Instituts beleuchtet die Frage, ob der staatliche Ausbau von Krippenplätzen 

einen positiven Effekt auf die Anzahl der Geburten hat. Für die Untersuchung werden Mikrodaten 

des Geburtenregisters, das detaillierte Hintergrundinformationen zu allen Geburten in Deutsch-

land enthält, sowie Daten zu Betreuungsquoten in den 325 westdeutschen Landkreisen und kreis-

freien Städten2 für unter-dreijährige Kinder der Jahre 1998 bis 2009 herangezogen. Der seit Mitte 

der 2000er Jahre politisch forcierte Krippenausbau ist regional unterschiedlich stark und zeitlich 

unterschiedlich schnell vorangetrieben worden. Diese räumlich-zeitliche Variation nutzt die Unter-

suchung unter Verwendung moderner ökonometrischer Methoden aus, um zu zeigen, dass ein 

Anstieg der Betreuungsquote um 10 Prozentpunkte die Anzahl der Geburten pro 1 000 Frauen um 

1,2 steigen lässt. Dies entspricht einem Anstieg der Geburtenrate um 2,8%. Insbesondere Frauen 

ab 30 Jahren, die bereits mindestens ein Kind haben, reagieren auf den Krippenausbau, mit einer 

erhöhten Wahrscheinlichkeit ein weiteres (zweites, drittes oder viertes) Kind zu bekommen, wäh-

rend kinderlose Frauen schwächer auf den Krippenausbau reagieren. Öffentlich geförderte Klein-

kindbetreuung ist somit in der Summe eine effektive politische Maßnahme, die – neben anderen 

Zielen auch – dem familienpolitischen Ziel der Erhöhung der Geburtenrate (Erfüllung von Kinder-

wünschen) gerecht wird.

In dem zugrunde liegenden Forschungs-
papier (Bauernschuster et al. 2014) wurde 
die Reform des Ausbaus der Betreuungs-
plätze für unter-dreijährige Kinder unter-
sucht und die Frage analysiert, ob mehr 
Krippenplätze auch zu mehr Kindern füh-
ren. Im Folgenden diskutieren wir die öko-
nomische Begründung einer staatlichen 
Einflussnahme auf die Geburtenrate und 
geben einen kurzen Überblick über die 
existierende Literatur zum Zusammen-
hang von Kinderbetreuung und Gebur-
tenrate. Anschließend stellen wir die Re-
form des Krippenausbaus und deren Um-
setzung, die verwendeten Daten und die 
empirische Methode dar, und stellen die 
Ergebnisse vor. Wir schließen mit einer 
Zusammenfassung und Diskussion der 
Ergebnisse.

Familienpolitik und Geburtenrate 

Soll der Staat überhaupt versuchen, mit 
politischen Maßnahmen die Geburtenra-
te zu beeinflussen? In der traditionellen 
ökonomischen Theorie der Familie (vgl. 
Leibenstein 1957; Becker 1960) nimmt 

man an, dass der Nutzen von Kindern 
ausschließlich den Eltern zugute kommt. 
Eltern sorgen für das Wohlergehen und 
Aufwachsen ihrer Kinder mit Zuneigung 
und Zeit, auch mit Geld, und erfahren im 
Gegenzug Glück, Freude und Lebenszu-
friedenheit. So gesehen ist es eine rein 
private Entscheidung eines jeden, ob er 
Kinder bekommen möchte. Kinder kom-
men aber nicht nur ihren Eltern, sondern 
bis zu einem gewissen Grad auch der 
Gesamtgesellschaft zugute. In umlage-
finanzierten sozialen Sicherungssyste-
men profitieren alle Bürger, auch die kin-
derlosen, von der nachkommenden Ge-
neration (vgl. Cigno 1993; Folbre 1994). 
Ökonomen sprechen in dieser Hinsicht 
davon, dass ein Kind wie ein öffentliches 
Gut ist, das einen sozialen Nutzen stiftet. 
Es ist gut vorstellbar, dass Individuen bei 
ihrer privaten Entscheidung darüber, ein 
Kind zu haben, die entstehenden Kosten 
lediglich gegen ihren eigenen Nutzen/ih-
re Freude/ihr Glück abwägen und sich 
für ein Kind entscheiden, wenn die posi-
tiven Effekte die Kosten übersteigen. Da 
sie aber nicht in ihr Kalkül miteinbezie-
hen, dass auch andere Mitglieder der 
Gesellschaft von ihren Kindern profitie-
ren, unterschätzen sie die wahren posi-
tiven Effekte von Kindern und entschei-
den sich aus gesellschaftlicher Perspek-
tive zu selten für eigene Kinder. Aus Sicht 
des (fiktiven) sozialen Planers werden 
daher zu wenige Kinder geboren. Fami-

 * Prof. Dr. Stefan Bauernschuster ist Inhaber des 
Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre mit Schwer-
punkt Wirtschaftspolitik an der Universität Passau.

 1 Der vorliegende Artikel basiert auf Bauernschus-
ter et al. (2014).

 2 Im Folgenden sind mit »Kreisen« jeweils die 
325  westdeutschen Landkreise und kreisfreien 
Städte gemeint.
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lienpolitik kann versuchen, zumindest einen Teil der posi-
tiven gesellschaftlichen Effekte von Kindern den Eltern die-
ser Kinder in Form von Unterstützungsleistungen zurück-
zugeben. Wenn dadurch mehr Kinder geboren werden, 
kann Familienpolitik die Wohlfahrt der Gesamtgesellschaft 
erhöhen (vgl. bspw. Demeny 1986; Sinn 2004).

Kein anderes OECD-Land verzeichnet weniger Geburten 
pro 1 000 Einwohner als Deutschland.3 Seit Jahrzehnten 
werden – wie in anderen westlichen Ländern auch – we-
niger Kinder geboren als nötig sind, um den Bevölke-
rungsbestand zu halten. Um die Bevölkerungszahl eines 
Landes konstant zu halten, müsste jede Frau statistisch 
gesehen 2,1 Kinder zur Welt bringen.4 Die westdeutsche 
Geburtenrate liegt seit Mitte der 1970er Jahre konstant 
unter 1,5, seit Anfang der 2000er Jahre sogar unter 1,4. 
Trotz Zuwanderung ist die Bevölkerung in den letzten zehn 
Jahren bereits geschrumpft. Die Bevölkerung schrumpft 
nicht nur, sie wird auch immer älter, da einerseits immer 
weniger Kinder geboren werden, während andererseits 
die Lebenserwartung immer weiter zunimmt (double age-
ing). Dadurch stehen auch immer weniger Erwerbsperso-
nen immer mehr Rentnern gegenüber.5 Diese Phänomene 
bringen die wirtschaftliche und finanzielle Stabilität der 
sozialen Sicherungssysteme in Schwierigkeiten. Um die 
Folgen des demographischen Wandels abzufedern, kann 
der Staat an verschiedenen Stellschrauben drehen.6 Eine 
davon ist der Versuch, durch politische Maßnahmen die 
Entscheidungen der Bürger über ihr Geburtenverhalten 
zu beeinflussen und somit die Geburtenrate zu steigern. 
Aus historischen Gründen widerstrebte der Politik ein sol-
cher Ansatz lange Zeit. Aktive Bevölkerungspolitik war in 
den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg ein Tabu-
thema (vgl. bspw. Kaufmann 2005). Seit Mitte der 2000er 
Jahre ist es jedoch erklärtes Ziel der Familienpolitik7, die 
Geburtenrate zu steigern bzw. die Erfüllung von Kinder-
wünschen zu ermöglichen. Eine familienpolitische Maß-

 3 Im Jahr 2011 wurden in Deutschland pro 1 000 Einwohner nur 8,1 Kinder 
geboren (sog. rohe Geburtenrate). Zum Vergleich: Im EU-27-Durch-
schnitt lag die Zahl bei 10,4, in den USA und in Frankreich sogar bei 12,7 
(vgl. Weltbank 2013).

 4 Die zusammengefasste Geburtenrate lag 2011 in Deutschland mit 1,36 
deutlich unter dem Bestanderhaltungsniveau. Ähnlich niedrige Raten 
haben Ungarn (1,23), Polen (1,3), Portugal (1,35), Spanien (1,36) und 
Japan (1,39). Norwegen (1,88), die USA (1,89), Schweden (1,9) und 
Frankreich (2,03) weisen hingegen deutlich höhere Raten auf (vgl. Welt-
bank 2013).

 5 Die Lebenserwartung eines im Jahr 2011 geborenen Kindes liegt in 
Deutschland bei 80,7 Jahren, vor 30 Jahren lag sie bei 73,1 Jahren (Welt-
bank 2013). Der Altenquotient, der die Zahl der über 64-Jährigen in Rela-
tion zu den Menschen im Alter von 20 bis 64 Jahren setzt, lag 1970 noch 
bei 21,5, heute schon bei 35, und wird 2035 bei etwa 58 liegen. Im Jahr 
2060 werden dann 100 Menschen im Alter von 20–64 Jahren schon 63 
über 65-Jährigen gegenüberstehen (vgl. Statistisches Bundesamt 2009).

 6 Vgl. z.B. Demografiestrategie der Deutschen Bundesregierung, http://
www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Demografiestrategie/_
node.html.

 7 Weitere Ziele der neu formulierten »nachhaltigen Familienpolitik« sind: 
Sicherung der wirtschaftlichen Stabilität der Familien, bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, frühe Förderung von Kindern, Erfüllung von 
Kinderwünschen und der Nachteilsausgleich zwischen den Familien (vgl. 
Ristau 2005).

nahme, die unter anderem darauf abzielt, ist der konse-
quente Ausbau der Krippenplätze für unter-dreijährige 
Kinder.

Existierende Literatur

Wenngleich die Entscheidung von Familien für oder gegen 
Kinder schon seit den wegweisenden Arbeiten von Leiben-
stein (1957) und Becker (1960) im Interesse von Ökonomen 
steht, sind bislang wenige Arbeiten vorgelegt worden, die 
sich mit den Auswirkungen öffentlich geförderter Kinderbe-
treuung auf Fertilität beschäftigen.8 Aus theoretischer Sicht 
scheint der Zusammenhang eindeutig zu sein. Generell er-
langen immer mehr Frauen höhere Bildungsabschlüsse, 
nehmen häufiger am Arbeitsmarkt teil und haben höhere 
Einkommen. Dadurch steigen ihre sogenannten Opportuni-
tätskosten für Kinder an, d.h., ihre Verdienstausfälle und 
Kompetenzverluste während einer mutterschaftsbedingten 
Erwerbs unterbrechung werden höher und mindern ihre 
Karrie re chancen. Stellt der Staat aber eine qualitativ gute, 
quantitativ ausreichende und bezahlbare Kinderbetreuung 
zur Verfügung, können Mütter nach der Geburt eines Kindes 
früher an den Arbeitsplatz zurückkehren. Dadurch sinken 
ihre Opportunitätskosten, und eine Entscheidung für eige-
ne Kinder fällt leichter (vgl. Becker und Lewis 1973; Willis 
1973; Ermisch 2003). 

Diesen theoretischen Erwartungen mangelt es allerdings an 
ausreichender empirischer Evidenz. Die vorhandenen em-
pirischen Arbeiten sind zweifellos interessant, doch meist 
deskriptiver Natur und lassen daher keine eindeutigen Aus-
sagen zum kausalen Effekt von Kinderbetreuung auf Fertili-
tät zu (vgl. z.B. die Arbeiten von Mason und Kuhlthau 1992; 
Del Boca 2002; Hank und Kreyenfeld 2003; Hank et al. 
2004; Del Boca et al. 2009; Haan und Wrohlich 2011; Bick 
2013). Studien, die den kausalen Zusammenhang zwischen 
Kinderbetreuung und Fertilität überzeugend evaluieren, sind 
bislang nur mit skandinavischen Daten vorgelegt worden. 
Rindfuss et al. (2010) untersuchen einen substantiellen Aus-
bau der Betreuungsplätze für Vorschulkinder in Norwegen 
in den 1970er Jahren. Ihre Ergebnisse legen nahe, dass ein 
Anstieg der Verfügbarkeit von Betreuungsplätzen für Vor-
schulkinder von 0% auf 60% die Geburtenrate pro Frau 
durchschnittlich um 0,5 ansteigen lässt. Mörk (2013) zeigt 
mit schwedischen Daten, dass die Anzahl von Geburten 
(Erstgeburten und mehr als zwei Kinder) mit sinkenden Ge-
bühren für Kinderbetreuungsplätze ansteigt und dass Eltern 
dadurch schneller ihr zweites Kind bekommen (Vorzieheffekt 
der Zweitgeburten). Die Geburtenraten in Norwegen und 

 8 Öffentlich geförderte Kinderbetreuung – ihre Verfügbarkeit und Finanzie-
rung – ist seit langem Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen. 
Im Mittelpunkt standen allerdings bislang nur zwei große Themenkomple-
xe: zum einen der Zusammenhang zwischen Kinderbetreuung und der 
Arbeitsmarktbeteiligung von Müttern, zum anderen der Zusammenhang 
zwischen Kinderbetreuung und Kindeswohl und -entwicklung. 
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Schweden liegen bei jeweils etwa 1,9 und sind damit deut-
lich höher als in Deutschland. Für Länder mit sehr niedriger 
Geburtenrate ist bislang noch keine Studie vorgelegt wor-
den, die zum Ziel hatte, den kausalen Effekt von Kinderbe-
treuung auf die Geburtenrate zu identifizieren. Diese For-
schungslücke soll hier geschlossen werden, indem wir eine 
der bedeutendsten familienpolitischen Reformen in Deutsch-
land untersuchen: Den Ausbau der Betreuungsplätze für 
unter-dreijährige Kinder.

Reform: Ausbau der Krippenplätze

Familienpolitik hat in Deutschland lange Zeit eine unterge-
ordnete Rolle gespielt und folgte bei der Geldverteilung dem 
Gießkannenprinzip. Eine der familienpolitischen Hauptakti-
vitäten jeder neuen Bundesregierung bestand in der Umge-
staltung oder Erhöhung des Kindergelds. Erst Anfang der 
2000er Jahre setzte ein sukzessives Umdenken in den Par-
teien ein, und im Bundestagswahlkampf 2002 stellte Fami-
lienpolitik erstmalig ein eigenständiges Wahlkampfthema 
dar. Die Erkenntnisse einer zu niedrigen Geburtenrate, einer 
gestiegenen Frauenerwerbstätigkeit, veränderten Rollenver-
teilungen zwischen den Geschlechtern und gewandelten 
gesellschaftlichen Realitäten – um nur einige Beispiele zu 
nennen – führten zu einer Neuformulierung und -ausrichtung 
der familienpolitischen Agenda. Die Bundesregierung be-
kannte sich 2005 zu den Zielen der nachhaltigen Familien-
politik. Eine nachhaltige Familienpolitik sollte fortan beispiels-
weise verlässliche Optionen für Paare bei der Realisierung 
ihrer privaten und beruflichen Lebenspläne bereitstellen. 
Nachhaltigkeit zielt auch auf demographische Bestandssi-
cherung und muss Rahmenbedingungen so setzen, dass 
jeder Kinderwunsch auch tatsächlich realisiert wird (vgl. 
Ristau 2005).

Eine der Konsequenzen dieser familienpolitischen Neuori-
entierung war der Beschluss, Betreuungsplätze für un-
ter-dreijährige Kinder massiv auszubauen. Dies zielte vor 
allem auf Westdeutschland ab, wo bis Mitte der 2000er 
Jahre praktisch kein öffentlich bereitgestelltes Angebot für 
Kinder in diesem Alter existierte, während die Betreuungs-
quoten in Ostdeutschland in weiten Teilen die Nachfrage 
deckten. Tatsächlich stand im Westen im Jahr 2005 nur 
für fünf von 100 Kindern der Altersgruppe 0–3 ein Platz zur 
Verfügung, während sich 35% der Mütter einen entspre-
chenden Platz für ihr Kleinkind wünschten (vgl. Bien et al. 
2006). Im Gegensatz zu anderen westlichen Ländern hat 
sich nicht zuletzt aufgrund strenger gesetzlicher Auflagen 
auch nie ein privater bezahlbarer Markt im Betreuungsbe-
reich etablieren können, auf den die Eltern hätten auswei-
chen können. Angesichts der beträchtlichen Diskrepanz 
von Angebot und Nachfrage reagierte der Staat mit einem 
ehrgeizigen Ausbauprogramm, das im Wesentlichen drei 
Meilensteine beinhaltete. 

Drei Ausbauphasen

Die erste Ausbauphase startete mit dem Tagesbetreuungs-
ausbaugesetz (TAG)9, das zum 1. Januar 2005 in Kraft trat 
und als Ziel die Bereitstellung von 230 000 neuen Plätzen 
in Krippen oder bei Tagesmüttern/Tagesvätern für unter-drei-
jährige Kinder bis 2010 formulierte. Damit sollte in West-
deutschland eine Betreuungsquote von 17% erreicht wer-
den. Bereits 2007 war absehbar, dass diese Quote nicht 
ausreichen würde. Bund, Länder und Kommunen einigten 
sich beim Krippengipfel 2007 auf eine neue anzustrebende 
Betreuungsquote: Bis 2013 sollten für 35% aller Kinder un-
ter drei Jahren Plätze zur Verfügung stehen. Dies entspricht 
750 000 Plätzen.10 Schließlich wurde mit dem Kinderförde-
rungsgesetz (KiFöG)11 vom 16. Dezember 2008 ein Rechts-
anspruch auf einen Krippenplatz für alle Kinder vom vollen-
deten ersten bis zum vollendeten dritten Lebensjahr einge-
führt, welcher am 1. August 2013 wirksam wurde. 

Große räumliche und zeitliche Variation 

Die Reform des Krippenausbaus wurde vor allem vom Bund 
angestoßen, welcher mehrere Milliarden Euro12 zur Verfügung 
stellte. Allerdings sind die Länder und Kommunen (Landkrei-
se, Städte und Gemeinden) für die Umsetzung zuständig. Die 
Landkreise und kreisfreien Städte sind als örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für den Ausbau der Krippenplätze 
verantwortlich, die kreisangehörigen Gemeinden nehmen die 
Aufgaben des örtlichen Trägers wahr. Sie müssen die Be-
darfsplanung vornehmen und die Erfüllung des Rechtsan-
spruchs auf Krippenbetreuung umsetzen. Die Länder als 
überörtliche Träger und deren Behörden (Landesjugendämter) 
sind für Genehmigungen der Kindertageseinrichtungen und 
die Bewilligung von Fördergeldern zuständig und rufen vom 
Bund Fördermittel ab. Für die Erteilung einer Betriebserlaub-
nis für eine Kindertageseinrichtung müssen strikte Vorgaben 
eingehalten werden, die je nach Bundesland variieren können. 
Größe von Spielplätzen in Innenstädten spielen dabei zum 
Beispiel genauso eine Rolle wie die Anerkennung der Berufs-
abschlüsse von ausländischen Erziehern und Quereinstei-
gern. Dies kann zum Teil zu langwierigen Genehmigungsver-
fahren führen, die auf kommunaler Ebene immer wieder be-

  9 Gesetz zum qualitätsorientierten und bedarfsgerechten Ausbau der 
Tagesbetreuung für Kinder (Tagesbetreuungsausbaugesetz – TAG) vom 
27. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3852, Nr. 76).

 10 Der Bedarf erwies sich in einer späteren Erhebung als noch höher und 
wurde auf 780  000 bundesweit neu zu schaffende Plätze und eine 
39%ige Betreuungsquote angehoben (vgl. DJI 2012). 

 11 Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtun-
gen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz – KiFöG) vom 
16. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403, Nr. 57).

 12 Der Bund beteiligte sich an den Kosten des Ausbaus mit zunächst 4 Mrd. 
Euro bis 2013 (2,15 Mrd. als Investitionsmittel und 1,85 Mrd. zur Finanzie-
rung der Betriebskosten). Mit steigendem Betreuungsbedarf wurden auch 
die Mittel auf insgesamt 5,4 Mrd. bis 2014 erhöht. Daneben stellte der 
Bund im Rahmen des Konjunkturpakets II 10 Mrd. Euro an Finanzhilfen für 
Investitionen der Kommunen und Länder bereit, die für Zukunftsinvestiti-
onen – also auch den Krippenausbau – beantragt werden konnten.
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klagt wurden. Auch der Bund mahnte immer wieder zu 
schnellerem Handeln. Zwischen den einzelnen Kreisen vari-
ierten die Voraussetzungen und Begebenheiten eines gelin-
genden Ausbaus ebenfalls: Vorherrschende Verwaltungsrou-
tinen, lokale demographische und wirtschaftliche Bedingun-
gen, vorliegende Betreuungsbedarfe u.v.m. waren wichtige 
Determinanten im Krippenausbau. In manchen Kreisen schei-
terten Anträge häufiger oder das Genehmigungsverfahren 
durch die zuständige Stelle dauerte länger; in manchen Krei-
sen herrschte zu großer Fachkräftemangel im Erziehungsbe-
reich, so dass nicht alle geplanten Einrichtungen schnellst-
möglich in Betrieb gehen konnten; andere Kreise waren nicht 
in der Lage, ausreichend Baugrundstücke bereitzustellen. 
Unterschiedliche Rahmenbedingungen führten auch zu un-
terschiedlichen Ausbaudynamiken: Manche Kreise erhöhten 
kontinuierlich ihre Anzahl an Betreuungsplätzen; in manchen 
Kreisen kam der Ausbauprozess nur langsam ins Rollen, be-
schleunigte sich dann aber in späteren Reformjahren; und 
manche starteten schneller und fielen dann wieder zurück. 
Die Reform folgte keinem vorhersehbaren systematischen 
Muster. Insgesamt ergibt sich eine große zeitliche und regio-
nale Variation im Krippenausausbau zwischen den 325 west-
deutschen Kreisen.

In Abbildung 1 sind die Betreuungsquoten für unter-dreijäh-
rige Kinder in den einzelnen westdeutschen Kreisen in den 
Jahren 2002 und 2009 dargestellt. Das Ausgangsniveau im 
Jahr 2002 war überall annähernd gleich; die Betreuungsquo-
te lag in den allermeisten Kreisen unter 5% und durchschnitt-
lich bei 2,2%. Bei Betrachtung der Betreuungslandkarte im 
Jahr 2009 sieht man, dass in manchen Kreisen die Betreu-
ungsquote deutlich angestiegen ist, in anderen Gegenden 
hat sich nicht viel getan. Selbst innerhalb des gleichen Bun-
deslandes findet man substantielle Unterschiede zwischen 
den Kreisen. Bis 2009 kletterte die durchschnittliche Betreu-
ungsquote in Westdeutschland auf 14,2% – die gemeldeten 
Werte für die einzelnen Kreise reichten von 3,7% bis 35,9%.

Empirische Methodik

Ob ein öffentlich gefördertes Kinderbetreuungsangebot die 
Geburtenrate beeinflusst, ist eine Frage nach der Kausalität. 
Wir möchten wissen, ob Kinderbetreuung ursächlich für ei-
ne höhere Geburtenrate ist. Traditionelle ökonometrische 
Ansätze können jedoch nicht zwischen einer Korrelation und 
einem tatsächlich kausalen Zusammenhang unterscheiden. 
Zur Verdeutlichung dieser Problematik seien hier nur zwei 
ausgewählte Beispiele aufgeführt:

Nehmen wir an, wir würden Kreise mit hoher Betreuungs-
quote mit Kreisen mit niedriger Betreuungsquote vergleichen 
und beobachten, dass Kreise mit hoher Betreuungsquote 
auch höhere Geburtenraten haben. Ist das Evidenz für einen 
kausalen Effekt der Betreuungsquote auf die Geburtenrate? 
Nein. Es ist plausibel, dass sich Kreise mit hoher Betreu-
ungsquote von Kreisen mit niedriger Betreuungsquote an-
hand vieler verschiedener Charakteristika unterscheiden, die 
wir als Forscher nicht vollständig beobachten können, die 
aber für Fertilitätsentscheidungen relevant sind. Solange 
dies aber der Fall ist, können wir Unterschiede in den Ge-
burtenraten nie eindeutig auf Unterschiede in den Betreu-
ungsquoten zurückführen. Die unterschiedlichen Geburten-
raten könnten nämlich durch ganz andere Unterschiede 
zwischen den Kreisen hervorgerufen sein.

Eine Alternative wäre, die Geburtenrate über die Zeit zu be-
obachten. Seit Mitte der 2000er haben sich die Betreuungs-
quoten im Krippenbereich deutlich erhöht. Zugleich ist die 
Geburtenrate nicht erkennbar angestiegen. Lässt sich daraus 
folgern, dass der Krippenausbau keinen Effekt auf die Gebur-
tenrate hatte? Nein. Denn in diesem Zeitraum haben sich 
auch viele andere Dinge verändert, die die Geburtenrate un-
ter Umständen negativ beeinflusst haben. Es ist daher nicht 
auszuschließen, dass die Geburtenrate ohne den Krippen-
ausbau gesunken wäre und nur durch den Krippenausbau 

konstant bleiben konnte, der Krippenausbau 
also doch einen positiven Effekt hatte.

In unserer empirischen Analyse versuchen 
wir, diese und damit verwandte Probleme 
naiver Korrelationen zu umgehen, indem wir 
die durch den bundespolitischen Anstoß 
entstandene räumlich-zeitliche Variation im 
Ausbau der Betreuungsplätze mit Diffe-
renz-in-Differenzen Modellen ausnutzen. 
Dafür werden die 325 westdeutschen Krei-
se zunächst zwei Gruppen zugeordnet. Der 
ersten Gruppe werden alle Kreise zugeteilt, 
die ihre Krippenplätze schneller als der Me-
diankreis ausgebaut haben (Behandlungs-
gruppe). Die zweite Gruppe dient als Kont-
rollgruppe und enthält die Kreise, deren Aus-
baudynamik unter dem Median liegt. An-
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Quelle: Statistische Landesämter;  Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts.

Abb. 1
Betreuungsquoten für Unter-Dreijährige in den westdeutschen Kreisen
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schließend vergleichen wir die Entwicklung der Geburten-
raten in den Jahren vor der bundespolitischen Reform und 
in den Jahren des Ausbaus zwischen den Kreisen der Be-
handlungsgruppe und der Kontrollgruppe. Statt einer Auf-
teilung in zwei Gruppen verwenden wir in weiterführenden 
Modellen ein generelleres Kreis-Fixe-Effekte-Modell, um die 
ganze Bandbreite der Va riation in den Betreuungsquoten 
ausnutzen zu können. 

Durch die Verwendung von fixen Effekten für alle 325 Kreise 
stellen beide Modellarten sicher, dass die Ergebnisse nicht 
durch grundsätzliche, zeitkonstante Unterschiede zwischen 
den Kreisen verzerrt sind. Gleichzeitig werden in beiden Mo-
dellen jahresspezifische Effekte herausgerechnet. Dadurch 
wird verhindert, dass generelle Trends im Geburtenverhalten, 
die durch makroökonomische Schocks oder gesamtgesell-
schaftliche Veränderungen verursacht sind, die Ergebnisse 
treiben. Der multivariate Aufbau erlaubt es uns weiterhin, 
den Einfluss vieler anderer kreisspezifischer Charakteristika, 
die sich über die Zeit verändern, herauszurechnen.13

Verwendete Daten 

Unsere Analyse basiert auf Daten zu allen Geburten in 
Deutschland im Zeitraum von 1998 bis 2010. Diese Daten 
stammen aus der Vollerhebung des Geburtenregisters; pro 
Jahr umfasst dieser Datensatz durchschnittlich 580 000 Neu-
geborene in Westdeutschland. Der Datensatz enthält auch 
Informationen über das Alter und den Familienstand der 
Mutter, das Geburtsgewicht und die Geburtsgröße der Kin-
der, oder auch darüber, ob das Neugeborene das erste, 
zweite, dritte oder vierte Kind innerhalb einer bestehenden 
Ehe ist.

Ergänzt werden die Geburtendaten durch Kreisdaten der 
Statistischen Landesämter. Für die Jahre 1998, 2002, 
2006, 2007, 2008 und 2009 liegt die Anzahl der Krippen-
plätze in den einzelnen Kreisen zum Stichtag 1. März vor. 
Diese Betreuungsdaten verknüpfen wir wiederum mit wei-
teren Daten zu einer großen Bandbreite kreisspezifischer 
Charakteristika, wie der Bevölkerungsdichte, der Be-
schäftigungsquote, dem BIP pro Kopf, Ergebnissen der 
letzten Bundestagswahl, Einnahmen und Schuldenstand 
der Gemeinden und detailreichen Angaben zur exakten 
Altersstruktur der Bevölkerung. Mit Hilfe dieser detaillier-
ten Altersstrukturdaten lassen sich sowohl Geburtenra-
ten, d.h. die Anzahl der Geburten pro 1 000 Frauen im 
Alter von 15 bis 44, als auch Betreuungsquoten, d.h. der 
Anteil der betreuten null- bis dreijährigen Kinder an allen 
null- bis dreijährigen Kindern im Kreis, berechnen. Es ist 
uns ferner sogar möglich, altersspezifische Geburtenraten 
zu bestimmen.

 13 Für eine detaillierte Beschreibung der Methoden und der damit verbun-
denen Annahmen vgl. Bauernschuster et al. (2014).

Ergebnisse: Mehr Krippenplätze führen zu mehr 
Kindern

Die Graphik oben links in Abbildung 2 zeigt die Entwicklung 
der Betreuungsquote über die Zeit in Kreisen, die infolge der 
bundespolitischen Betreuungsausbauinitiativen ihre Betreu-
ungsplätze stärker als der Median-Kreis ausgebaut haben 
(Behandlungsgruppe, blaue Punkte), und in Kreisen, die im 
sel ben Zeitraum ihre Betreuungsplätze schwächer als der 
Me dian-Kreis ausgebaut haben (Kontrollgruppe, rote Punk-
te). Während die Entwicklung vor dem ersten Reformjahr 
2005 in beiden Gruppen auf verschwindend geringem Be-
treuungsniveau parallel verläuft, erkennen wir eine deutliche 
Divergenz im Betreuungsausbau in der zweiten Hälfte der 
2000er Jahre. Diese über die Zeit aufkommende Divergenz 
in den Betreuungsquoten ist in der Graphik unten links in 
Abbildung 2 nochmal abgebildet. Analog dazu ist in der obe-
ren rechten Graphik von Abbildung 2 die Entwicklung der 
Geburtenrate in den Kreisen der Behandlungsgruppe (blaue 
Linie) und der Kontrollgruppe (rote Linie) abgetragen. Be-
handlungs- und Kontrollgruppe folgen einem sehr ähnlichen 
Zeittrend bis zum ersten Reformjahr 2005. Erst in der zwei-
ten Hälfte der 2000er Jahre, also genau da, wo wir auch 
eine positive Divergenz der Behandlungsgruppe in den Be-
treuungsquoten erkennen, scheint sich die Behandlungs-
gruppe in den Geburtenraten der Kontrollgruppe von unten 
zu nähern. Normieren wir den Unterschied in den Geburten-
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raten zwischen Behandlungs- und Kontroll-
gruppe im Jahre 1999 auf null, so lässt sich 
in der Graphik unten rechts in Abbildung 2 
deutlich erkennen, dass die Geburtenrate in 
der Behandlungsgruppe in der zweiten Hälf-
te der 2000er Jahre stärker ansteigt als in der 
Kont rollgruppe. Dieser deskriptive Befund ist 
ein erster Hinweis auf einen kausalen Zusam-
menhang von Krippenquote und Geburten-
rate. Außerdem wird deutlich, dass nicht et-
wa Kreise mit hohen Geburtenraten den Aus-
bau besonders schnell vorangetrieben ha-
ben, sondern im Gegenteil Kreise mit nied-
rigen Geburtenraten. Interessanterweise 
zei gen weitere Analysen, dass sich die Krei-
se, die schneller ausgebaut haben, ansons-
ten anhand vieler messbarer Charakteristika 
(wie etwa BIP pro Kopf, Bevölkerungsdichte, 
Altersstruktur der Bevölkerung, Beschäfti-
gungsquote, Wahlergebnisse oder Gemein-
definanzen) nicht systematisch unterschei-
den von den Kreisen, die langsamer ausge-
baut haben. 

Anschließend überprüfen wir dieses deskrip-
tive Resultat anhand eines multivariaten Dif-
ferenz-in-Differenzen-Ansatzes. Diese öko-
nometrische Spezifikation erlaubt uns, so-
wohl zeitkonstante Unterschiede zwischen 
den Kreisen als auch generelle Zeittrends 
sowie den Einfluss zeitveränderlicher beob-
achtbarer Unterschiede zwischen den Krei-
sen herauszurechnen. Insgesamt kontrollie-
ren wir in diesem Modell für 325 kreisfixe Effekte und wei-
tere 65 kreisspezifische Kontrollvariablen. Unsere Ergebnis-
se bestätigen sich auch in diesen umfassenden Modellen. 
Die Geburtenrate ist in der Behandlungsgruppe, also in den 
Kreisen, die ihre Krippenplätze schneller ausgebaut haben, 
in den Jahren nach 2005 signifikant stärker angestiegen als 
die Geburtenrate in der Kontrollgruppe der Kreise, die lang-
samer ausgebaut haben. 

Um die Aussagekraft der Ergebnisse zu unterstützen, führen 
wir weitere ökonometrische Berechnungen mit einem 
Kreis-Fixe-Effekte-Modell durch. Hier teilen wir die Kreise 
nicht mehr in zwei Gruppen auf, sondern nutzen die kom-
plette Bandbreite der Variation in den Betreuungsquoten 
aus. Neben der Kontrolle für zeitkonstante Unterschiede 
zwischen Kreisen und generellen Zeittrends können wir er-
neut auch den Einfluss einer großen Bandbreite zeitverän-
derlicher kreisspezifischer Charakteristika herausrechnen. 
Die Schätzergebnisse dieser Kreis-Fixe-Effekte-Modelle lie-
fern Ergebnisse, die nicht nur tendenziell, sondern tatsäch-
lich auch, was die Größenordnung betrifft, sehr nahe an den 
Ergebnissen des Differenz-in-Differenzen-Ansatzes liegen. 

Ein Ausbau der Krippenplätze um 10 Prozentpunkte führt 
zu einem hoch signifikanten Anstieg der Geburten pro 
1 000 Frauen um 1,2. Dies entspricht einem Anstieg der 
Geburtenrate um 2,8% (vgl. Tab. 1, Spalte 1). 

Mütter im mittleren Alter bekommen mehr Kinder

In weiterführenden Heterogenitätsanalysen wird untersucht, 
ob die Ergebnisse überproportional von einer spezifischen 
Teilgruppe bestimmt werden. Insbesondere analysieren wir, 
welche Altersgruppen von Frauen besonders stark mit er-
höhter Fertilität auf den Krippenausbau reagieren. Eine wei-
tere Frage, die wir beantworten wollen, ist, ob es sich bei 
den zusätzlichen Geburten um Erstgeburten handelt oder 
ob insbesondere Frauen, die bereits (mindestens) ein Kind 
haben, für die positiven Effekte verantwortlich sind.

Eine genauere Untersuchung der altersspezifischen Gebur-
tenrate zeigt, dass die Effekte über alle Altersstufen hinweg 
positiv sind, aber dass insbesondere die Altersgruppe der 30- 
bis 34-Jährigen reagiert (vgl. Abb. 3). Bei ihnen bewirkte ein 
Krippenplatzausbau um 10 Prozentpunkte einen Anstieg der 

 
Tab. 1 
Schätzergebnisse von linearen Fixe-Effekte-Modellen 

  
Gebur-
tenrate  

Geburtenrate 
nach Geburtenfolge 

 

  
Erst- 

geburt 
Zweit- 
geburt 

Dritt- 
geburt 

Viert- 
geburt 

  (1) (2) (3) (4) (5) 

Betreuungsquote 12,345*** 3,287** 5,298*** 3,007*** 0,435 

Kontrollen für:   

    - regionale Faktoren Ja Ja Ja Ja Ja 

- jahr-fixe Effekte Ja Ja Ja Ja Ja 

- kreis-fixe Effekte Ja Ja Ja Ja Ja 

Prozentualer Effekt 
durch Anstieg der 
Betreuungsquote um 
10 Prozentpunkte 

0,028 0,022 0,041 0,07 0,037 

N 1950 1950 1950 1950 1950 

Anzahl der Kreise 325 325 325 325 325 

F-Statistik  56,50 64,05 91,30 27,78 9,14 

Anmerkungen: Schätzungen von linearen Fixe-Effekte-Modellen. Die 
Ergebnisvariablen sind die Anzahl der Geburten pro 1 000 Frauen im 
Alter von 15 bis 44 (Spalte 1) bzw. die Anzahl der Erst-, Zweit-, Dritt- und 
Viertgeburten pro 1 000 Frauen im Alter von 15 bis 44 (Spalten 2 bis 5). 
Die regionalen Faktoren, die als Kontrollvariablen aufgenommen sind, 
umfassen Bevölkerungsdichte, die Beschäftigtenquote, BIP pro Kopf, 
Wahlergebnisse der letzten Bundestagswahl sowie detaillierte Angaben 
zur Altersstruktur der Bevölkerung. Die zusätzliche Aufnahme der Ein-
nahmen und des Schuldenstands der Gemeinden beeinflusst die Ergeb-
nisse nicht, verringert jedoch die Beobachtungszahl. *, **, *** kennzeich-
nen statistische Signifikanz auf 10%-, 5%- und 1%-Signifikanzniveau. 

Quelle: Statistische Landesämter; Statistisches Bundesamt; Berechnungen 
des ifo Instituts. 
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Geburtenrate um 3,3%, was 6 000 zusätzlichen Geburten ent-
spricht. Weitere Analysen beziehen den Familienstand und die 
Geburtenfolge mit ein. Verheiratete Frauen reagieren deutlich 
stärker als nicht verheiratete Frauen. Außerdem bekamen 
Frauen, die bereits (mindestens) ein Kind hatten, wahrschein-
licher ein weiteres Kind, wohingegen kinderlose Frauen schwä-
cher reagierten. Ein Ausbau der Kinderbetreuungsangebote 
um 10 Prozentpunkte erhöhte die Wahrscheinlichkeit für 
Zweitgeburten um 4,1% (Tab. 1, Spalte 3) und für Drittgebur-
ten um 7,0% (vgl. Tab. 1, Spalte 4). Die Wahrscheinlichkeit 
einer Erstgeburt stieg nur um 2,2% an (vgl. Tab. 1, Spalte 2). 

Geburtsgewicht und -größe im Durchschnitt

Eine weitere interessante Frage ist, ob die Kinder, die als Re-
aktion auf den politisch induzierten Ausbau der Krippenplätze 
auf die Welt gekommen sind, sich von anderen Neugeborenen 
unterscheiden. Da die zusätzlichen Kinder überproportional 
von etwas älteren Müttern zur Welt gebracht werden und da-
her statistisch gesehen erhöhten gesundheitlichen Risiken 
ausgesetzt sind, erscheinen insbesondere Gesundheitsindi-
katoren von Neugeborenen von Interesse. Um die Gesundheit 
der Babys zu untersuchen, verwenden wir Angaben über das 
Geburtsgewicht und die Geburtsgröße aller neugeborenen 
Kinder aus dem Geburtenregister. Die Regressionsanalysen 
ergeben keine statistisch signifikanten Abweichungen vom 
Durchschnitt aller Kinder. Die Babys sind genauso schwer und 
groß wie die anderen Neugeborenen und haben damit die 
gleichen gesundheitlichen Startbedingungen.

Keine selektive Migration oder umgekehrte 
Kausalität

Falls Familien, die ein Kind planen, während unseres Be-
obachtungszeitraums vermehrt in Regionen ziehen wür-

den, die den Krippenausbau schneller vor-
antreiben, wären unsere Schätzergebnisse 
nach oben verzerrt. Dies ist jedoch nicht 
der Fall, wie wir unter Verwendung von Da-
ten zu Individuen, die über Kreisgrenzen 
hinweg ziehen, zeigen können. Weiterhin 
lassen weitere Analysen klar erkennen, 
dass Kinderbetreuung die Geburtenrate im 
Zeitraum von zehn bis 22 Monaten nach 
Beobachtung der Betreuungsquote anstei-
gen lässt, jedoch nicht die Geburtenrate in 
den vorausgehenden 24 Monaten beein-
flusst. Dieses Ergebnis liefert ergänzende 
Evidenz dafür, dass unsere Ergebnisse tat-
sächlich den kausalen Effekt von Kinderbe-
treuung auf die Fertilität aufzeigen und nicht 
den Effekt von Fertilität auf den Krippen-
ausbau.

Keine Vorzieheffekte von Geburten 

Weiterführende Analysen lassen die vorsichtige Interpreta-
tion zu, dass die gefundenen Effekte etwas größer sind in 
Kreisen, die ein höheres BIP pro Kopf aufweisen, in denen 
die Wählerschaft weniger konservativ ist und in denen der 
Anteil von Hochqualifizierten höher ist als im Durchschnitt. 
Außerdem wurde ausführlich untersucht, ob die gestiegene 
Geburtenrate allein aus der Tatsache resultiert, dass Eltern 
ohnehin geplante Geburten vorgezogen haben und in der 
Summe am Ende nicht mehr Kinder zur Welt kommen. In 
einem solchen Fall hätte die Reform keine langfristigen Ef-
fekte auf die Anzahl der Geburten, sondern würde nur das 
»Timing« von Geburten beeinflussen und kurzfristige Effek-
te entfalten. Wenn unsere Ergebnisse durch Vorzieheffekte 
erklärt werden könnten, müssten wir beobachten, dass das 
Alter der Mütter bei Geburt tendenziell sinkt. Dafür gibt es 
jedoch keinerlei Anzeichen. Vielmehr beobachten wir, dass 
das durchschnittliche Alter der Mütter bei Geburt steigt, und 
zwar sowohl für das erste als auch für weitere Kinder. 

Zusammenfassung und Schlussbemerkung

Die Frage, ob der Staat mit familienpolitischen Maßnahmen 
die Geburtenrate steigern soll und kann, ist seit der Jahr-
tausendwende auch in Deutschland Gegenstand politischer 
Diskussionen geworden. Seit Mitte der 2000er Jahre ist die 
Steigerung der Geburtenrate (Erfüllung von Kinderwün-
schen) erklärtes Ziel der Familienpolitik. Der politisch forcier-
te und konsequente Ausbau der Betreuungsplätze für Kinder 
unter drei Jahren war eine der Maßnahmen, die nicht zuletzt 
dafür ergriffen wurde. Die Betreuungsangebote für Kleinkin-
der wurden infolge bundespolitischer Programme ab 2005 
in den 325 westdeutschen Kreisen mit unterschiedlichem 
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Tempo ausgebaut. Wir nutzen diese zeitliche und räumliche 
Variation im Ausbau, um mit modernen ökonometrischen 
Methoden und unter Verwendung detaillierter Daten zu Ge-
burten und Betreuungsquoten aus den Jahren 1998 bis 
2010 den kausalen Effekt öffentlich geförderter Kinderbe-
treuung auf die Geburtenrate zu identifizieren. Die Berech-
nungen zeigen, dass das erweiterte Kinderbetreuungsan-
gebot für Unter-Dreijährige tatsächlich zu einem Anstieg der 
Geburtenrate führte bzw. einen weiteren Rückgang der Ge-
burtenrate verhindern konnte. Die Ergebnisse sind über vie-
le Spezifikationen hinweg robust, statistisch signifikant und 
von nennenswerter Größe. Ein Ausbau der Krippenplätze 
um 10 Prozentpunkte führt zu einem Anstieg der Geburten-
rate um 2,8%, die Anzahl der Geburten pro 1 000 Frauen 
steigt um 1,2 an. Auf die Bereitstellung von mehr Betreu-
ungsplätzen für Kleinkinder durch den Staat reagieren vor 
allem verheiratete Mütter im Alter von 30–34 Jahren mit mehr 
Geburten. Das Durchschnittsalter der Mütter steigt dadurch 
leicht an, hat aber keine negativen Auswirkungen auf die 
Gesundheit der Neugeborenen, welche durch das Geburts-
gewicht und die Geburtsgröße gut gemessen und prognos-
tiziert werden kann. Außerdem sind die Effekte größer für 
Zweit-, Dritt- und Viertgeburten als für Erstgeburten. 

Die Entscheidung für oder gegen Kinder wird durch viele 
verschiedene Faktoren beeinflusst. Allen voran spielen indi-
viduelle und private Gründe wie Partnerlosigkeit oder be-
wusst gewollte Kinderlosigkeit eine entscheidende Rolle. In 
diese Privatsphäre darf der Staat natürlich nicht eingreifen. 
Werden Paare allerdings durch äußere Gründe von der Er-
füllung ihrer Kinderwünsche abgehalten, weil sie etwa in vie-
lerlei Hinsicht Schwierigkeiten sehen, ihr Familien- und Be-
rufsleben zu vereinbaren, kann der Staat sehr wohl hilfreiche 
Rahmenbedingungen schaffen. Die hier vorgestellten Ergeb-
nisse liefern erste empirisch fundierte Evidenz dafür, dass der 
Staat die Erfüllung von Kinderwünschen positiv beeinflussen 
kann. Mit dem konsequenten Ausbau der Krippenplätze für 
Kleinkinder hat er einen vielversprechenden und wirksamen 
Weg beschritten, die Geburtenrate in Deutschland zu stei-
gern bzw. ein weiteres Absinken zu verhindern.

Literatur

Bauernschuster, S., T. Hener und H. Rainer (2014), »Children of a (Policy) 
Revolution: The Introduction of Universal Child Care and its Effect on Fertili-
ty«, CESifo Working Paper No. 4766, April 2014.

Becker, G.S. (1960), An Economic Analysis of Fertility. In Demographic 
and Economic Change in Developed Countries, Universities-National 
Bureau Conference Series No. 11, Princeton University Press, Princeton.

Becker, G. S. und G. H. Lewis, (1973), »On the Interaction between the 
Quantity and Quality of Children«, Journal of Political Economy 81(2), 
279–288.

Bick, A. (2013), »The Quantitative Role of Child Care for Female Labor Force 
Participation and Fertility«, Arizona State University mimeo.

Bien, W., T. Rauschenbach und B. Riedel (2006), Wer betreut Deutsch-
lands Kinder?, DJI-Kinderbetreuungsstudie, München.

Cigno, A. (1993), »Intergenerational Transfers without Altruism: Family, Mar-
ket and State«, European Journal of Political Economy 9(4), 505–518.

Del Boca, D. (2002), »The Effect of Child Care and Part Time Opportunities 
on Participation and Fertility Decisions in Italy«, Journal of Population Eco-
nomics 15(3), 549–573.

Del Boca, D., S. Pasqua und C. Pronzato (2009), »Motherhood and Market 
Work Decisions in Institutional Context: A European Perspective«, Oxford 
Economic Papers 61(1), i147–i171.

Demeny, P. (1986), »Population and the Invisible Hand«, Demography 23(4), 
473–487.

Deutsches Jugendinstitut (2012), Erste Befunde der DJI-Länderstudie, 
München.

Ermisch, J. (2003), An Economic Analysis of the Family, Princeton Univer-
sity Press, Princeton.

Folbre, N. (1994), »Children as Public Goods«, American Economic Review 
84(2), 86–90.

Haan, P. und K. Wrohlich (2011), »Can Child Care Policy Encourage Employ-
ment and Fertility? Evidence from a Structural Model«, Labour Economics 
18(4), 498–512.

Hank, K. und M. Kreyenfeld (2003), »A Multilevel Analysis of Child Care and 
Women’s Fertility Decisions in Western Germany«, Journal of Marriage and 
Family 65(3), 584–596.

Hank, K., M. Kreyenfeld und C.K. Spieß (2004), »Kinderbetreuung und Fer-
tilität in Deutschland«, Zeitschrift für Soziologie 33(3), 228–244.

Kaufmann, F.-X. (2005), Schrumpfende Gesellschaft, Vom Bevölkerungs-
rückgang und seinen Folgen, Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main.

Leibenstein, H. (1957), Economic Backwardness and Economic Growth, 
Wiley & Sons, New York.

Mason, K. und K. Kuhlthau (1992), »The Perceived Impact of Child Care 
Costs onWomens Labor Supply and Fertility«, Demography 29(4), 523–543.

Mörk, E., A. Sjögren und H. Svaleryd (2013), »Childcare Costs and the 
Demand for Children – Evidence from a Nationwide Reform«, Journal of 
Population Economics 26, 33–65.

Rindfuss, R.R., D.K. Guilkey, S.P. Morgan und Ö. Kravdal (2010), »Child- 
Care Availability and Fertility in Norway«, Population and Development 
Review 36(4), 725–748.

Ristau-Winkler, M. (2005), »Der ökonomische Charme der Familie«, Aus 
Politik und Zeitgeschichte 23–24, 16–23.

Sinn, H.-W. (2004), »The Pay-as-you-go Pension System as Fertility Insuran-
ce and an Enforcement Device«, Journal of Public Economics 88(7), 1335–
1357.

Statistisches Bundesamt (2009), »Bevölkerung Deutschlands bis 2060, 
12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung«, Begleitmaterial zur Pres-
sekonferenz am 18. November 2009 in Berlin, Wiesbaden.

Weltbank (2013), »World Development Indicators«, online verfügbar unter: 
http://data.worldbank.org/products/wdi.

Willis, R.J. (1973), »A New Approach to the Economic Theory of Fertility 
Behavior«, Journal of Political Economy 81(2), 16–S64.


